
1003 der Beilagen zu den Steno graphischen Protokollen des Nationalrates XVIII. GP 

Bericht 

des Verfassungsausschusses 

über die Regierungsvorlage (656 der. Beilagen): 
Bundesgesetz zur Bereinigung von Uberschnei­
dungen im Wirkungsbereich der Bundesmini-
sterien (Kompetenzbereinigungsgesetz 1992) 

Ziel des gegenständlichen Gesetzentwurfes ist die 
Beseitigung von kompetenzmäßigen Überschnei­
dungen zwischen den Ressorts, die zu erheblichen . 
Effektivitätseinbußen in der Verwaltung führen. 
Der vorliegende Gesetzentwurf ist das Ergebnis der 
Bemühungen um eine Verwaltungsreform, in deren 
Rahmen die Mitwirkungsbefugnisse bei der Hand­
habung des Dienst- und Besoldungsrechts überprüft 
wurden. 

Der Gesetzentwurf geht von der Überlegung aus, 
daß sogenannte "doppelte Mitwirkungskompeten­
zen" - in den Verfahren ist bisher sowohl eine 
Kompetenz des Bundeskanzlers, als auch des 
Bundesministers für Finanzen gegeben - beseitigt 
werden sollen. Künftighin soll nur eines der beiden 
Ressorts mit einer Mitwirkungsbefugnis ausgestattet 
sein. Eine Mitwirkung des Bundeskanzlers soll nur 
dort bestehen bleiben, wo Interessen des Dienst­
und Besoldungsrechts sowie der Planstellenbewirt­
schaftung zu wahren sind. 

Der Verfassungsausschuß hat die Regierungsvor­
lage am 18. März 1993 in Verhandlung gezogen 
und nach Wortmeldungen der Abgeordneten Dr. 
Andreas K hol, Dr. Günther Kr ä u te r, Herbert 
Sc h e ibn e r, Mag. Terezija S t 0 i s i t s, Dr. 
Christi an B r ü n n e r und Mag. Herbert Hau p t 
sowie des Bundesministers für Föderalismus und 
Verwaltungsreform Jürgen We iss mit wechseln­
den Mehrheiten beschlossen, dem Hohen Hause die 
Annahme des Gesetzentwurfes in der von den 
Abgeordneten Dr. Edgar S c h r a n z und Dr. 
Andreas K hol vorgeschlagenen Fassung zu 
empfehlen. 

Der diesbezügliche Antrag der erwähnten Abge­
ordneten war wie folgt begründet: 

Seit der Zuleitung der Regierungsvorlage 656 der 
Beilagen an den Nationalrat sind eine Reihe von 
Gesetzesbeschlüssen des Nationalrates gefaßt wor­
den, die die in der Regierungsvorlage enthaltenen 
Gesetze novellieren. 

Es ist daher erforderlich, die Regierungsvorlage 
diesbezüglich durch Zitierung der jeweils letzten 
Fassung des zu ändernden Gesetzes und Anpassung 
der Zitate zu ergänzen. 

Neben dies~n formalen Anpassungen (Anpassun­
gen der Einleitungssätze an zwischenzeitige Novel­
len, Zitatergänzungen) ergeben sich· folgende 
weitere Änderungsnotwendigkeiten : 

Im Hinblick auf das zwischenzeitig beschlossene 
Umweltfärderungsgesetz si~d die Art. 2 bis 4 dieser 
Regierungsvorlage, die das Umweltfondsgesetz, das 
Umwelt- und Wasserwirtschaftsfondsgesetz sowie 
das Wasserbautenförderungsgesetz betreffen, er­
satzlos aus der Regierungsvorlage zu streichen. Mit 
dem Umweltförderungsgesetz werden die V or­
schriften für den Umwelt- und Wasserwirtschafts­
fonds auf eine vollkommen neue Basis gestellt, 
sodaß die (spätere) Erlassung der in der Regierungs­
vorlage enthaltenen Regelungen hinsichtlich der 
einschlägigen Gesetze eine nicht gewünschte 
(neuerliche) Abänderung der soeben geschaffenen 
Rechtslage mit sich brächte. Aus diesem Grund wird 
die Streichung der diesbezüglich in der Regierungs­
vorlage enthaltenen Regelungen vorgenommen. 

Darüber hinaus wird hinsichtlich des Teiles 2 der 
Anlage zu § 2 Bundesministeriengesetz 1986 ein 
Ergänzungswunsch von seiten des Bundesministe­
riums für Justiz berücksichtigt. Es wird klargestellt, 
daß das Bundesministerium für Justiz generell für 
Angelegenheiten der juristischen Personen des 
Privatrechts zuständig ist und somit auch die 
führende Zuständigkeit im Falle der Schaffung 
neuer juristischer Personen des Privatrechts bei 
diesem Ressort liegt. 
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2 1003 der Beilagen 

Hinsichtlich des in Art. 5 (nach der neuen 
Numerierung Art. 2) betroffenen Umweltkontroll­
gesetzes wird auf Grund eines Vorschlages des 
Bundesministeriums für Finanzen und des Bundes­
ministeriums für Umwelt, Jugend und Familie die 
bisher bestehende Ermächtigung zur Festlegung von 
Ausnahmen von der Gebührenpflicht aufgehoben. 

Im Hinblick auf das im Jahre 1992 kundge­
machte Bundesgesetz über die Änderung von 
Vollzugszuständigkeiten des Bundesministers für 
öffentliche Wirtschaft und Verkehr, BGBl. 
Nr. 45211992, hat sich die Notwendigkeit der 
Präzisierung der Übergangsbestimmung 10 

Art. XII Abs. 1 ergeben. Die Übertragung von 
Aufgaben auf die unabhängigen Verwaltungsse­
nate kann nach Art. IX Abs. 1 der B-VG-Novelle 
1988, BGBl. Nr. 685, nur derart erfolgen, daß die 
unabhängigen Verwaltungssenate in Verfahren 
zuständig sind, die in erster Instanz nach dem 
31. Dezember 1990 eingeleitet wurden. Da 
Art. XII Abs. 1 des V ollzugszuständigkeitengeset­
zes diese Einschränkung nicht ausdrücklich ent­
hält, wird sie zur Vermeidung von Auslegungs­
schwierigkeiten (eine verfassungskonforme Inter­
pretation würde diese Auslegung schon jetzt 
nahelegen) in den Wortlaut des Art. XII Abs. 1 
eingefügt. 

Walter Riedl 

Berichterstatter 

Schließlich wird hinsichtlich des Berufsausbil­
dungsgesetzes die mit der letzten Novelle, BGBl. 
Nr.23/1993, geschaffene Bestimmung über den 
zeitlichen Geltungsbereich (§ 36) präzisiert. Es wird 
klargestellt, daß nur die in '§ 36 Abs. 2 genannten 
Bestimmungen in der Fassung des BGBl. Nr. 23/ 
1993 mit 1. Juli 1993 in Kraft treten. Alle anderen 
Bestimmungen werden als mit dem sich aus dem 
jeweiligen Gesetz, durch welches sie in das BAG . 
eingefügt wurden, ergebenden Zeitpunkt in Kraft 
getreten erklärt. Es soll damit sichergestellt werden, 
daß die bis zum 30. Juni 1993 ergehenden Bescheide 
auf Grund des BAG eine eindeutige gesetzliche 
Grundlage besitzen. 

Der Ausschuß beschloß auf Antrag der Abgeord­
neten Dr. Edgar Sc h ra n z und Dr. Andreas 
K hol ferner, dem Nationalrat einen Entschlie­
ßungsantrag zu unterbreiten. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der 
Verfassungsausschuß somit. den An t rag, der 
Nationalrat wolle 

1. dem a n g e s chi 0 s sen enG e set zen t -
w ur f die verfassungsmäßige Zustimmung '/1 
erteilen; 

2. die beige druckte Entschließung '/2 
annehmen. 

Wien, 1993 03 18 

Dr. Edgar Schranz 

Obmann 
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1003 der Beilagen 3 

.. Bundesgesetz zur Bereinigung von 
Uberschneidungen im Wirkungsbereich der 
Bundesministerien (Kompetenzbereinigungs-

gesetz 1992) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel 1 

Das Bundesrninisteriengesetz 1986, BGBI. Nr. 76, 
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBI. 
Nr. 25/1993, wird wie folgt geändert: 

1. In Abschnitt HZ 1 des Teiles 2 der Anlage zu 
§ 2 werden nach dem Wort "Kartellrecht." nach 
einem Absatz die Worte ,,Angelegenheiten der 
juristischen Personen des Privatrechts." eingefügt. 

2. Abschnitt M Z 13 des Teiles 2 der Anlage zu 
§ 2 lautet: 

,,13. Verkehrspolitische und schiffahrtsspezifische 
Angelegenheiten des Wasserbaues hinsicht­
lich Wasserstraßen; verkehrspolitische Ange­
legenheiten des Straßenbaus" 

3. Nach § 17 wird als § 17 a eingefügt: 

,,§ 17 a. Abschnitt H Z 1 und Abschnitt M Z 13 
des Teiles 2 der Anlage zu § 2 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBI. Nr. .. ./1993 tritt mit ... in 
Kraft." 

Artikel 2 

Das Umwelt- und Wasserwirtschaftsfondsgesetz, 
BGBI. Nr. 79/1987, zuletzt geändert durch das 
Bundesgesetz BGBI. Nr. 237/1991, wird wie folgt 
geändert: 

1. Die Bezeichnung "Artikel I" vor dem ersten 
Abschnitt, Artikel II samt seirier Überschrift und die 
Bezeichnung "Artikel lII" werden aufgehoben. 

2. § 9 Abs. 1 lautet: 

,,§ 9. (1) Die Höhe der für die Inanspruchnahme 
der Tätigkeit des Umweltbundesamtes zu entrich-

tenden Entgelte ist nach dem Grundsatz der 
Kostendeckung vom Bundesminister für Umwelt, 
Jugend und Familie in einem Tarif festzusetzen. Die 
Entgelte sind Einnahmen des Bundes." 

3. Nach § 18 wird die Überschrift ,,4. AB­
SCHNITT" und darunter die Überschrift "V ollzie­
hung und Inkrafttreten" eingefügt, vor der 
Bezeichnung ,,( 1)" wird die Paragraphenbezeich­
nung ,,§ 19" eingefügt. 

4. § 19 (neu bezeichnet) Abs. 2 Z 1 lautet: 

,,1. hinsichtlich des § 2 Abs. 1 zweiter Satz der 
Bundesminister für Umwelt, Jugend und 
Familie im Einvernehmen mit dem Bundesmi­
nister für Finanzen;" 

5. § 19 Abs. 3 entfällt. 

6. Nach § 19 wird folgender § 20 eingefügt: 

,,§ 20. (1) Die Änderungen der Artikelbezeich­
nungen, die neue Bezeichnung des § 19, § 9 Abs. 1 
und § 19 Abs. 1 Z 1 in der Fassung des Bundesgeset­
zes BGBI. Nr ... ./1992 treten mit ... in Kraft. 

(2) § 19 Abs. 3 tritt mit Ablauf des ... außer 
Kraft." 

Artikel 3 

Das Bundesgesetz betreffend den Urlaub und die 
Abfertigung 'für Arbeitnehmer in der Bauwirtschaft 
(Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungsgesetz), 
BGBL Nr. 414/1972, zuletzt geändert durch das 
Bundesgesetz BGBL Nr. 68211991, wird wie folgt 
geändert: 

1. § 2 Abs. 4 lautet: 

,,( 4) In den Geltungsbereich dieses Bundesgeset­
zes sind auf gemeinsamen Antrag der gesetzlichen 
Interessenvertretung der Arbeitgeber und des 
Österreichischen Gewerkschaftsbundes, Gewerk­
schaft der Bau- und Holzarbeiter, durch Verord­
nung des Bundesministers für Arbeit und Soziales 
andere Betriebsarten einzubeziehen, wenn in diesen 
die für die Urlaubshaltung und die Entstehung des 

2 
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4 1003 der Beilagen 

Abfertigungsanspruches maßgeblichen Beschäfti­
gungsbedingungen in ähnlicher Weise gestaltet sind 
wie in den in Abs. 1 und 2 aufgezählten 
Betriebsarten." 

2. § 3 Abs. 5 lautet: 

,,(5) Ist eine Einheitlichkeit der Urlaubs- und 
Abfertigungsregelungen aus Gründen der betriebli­
chen Verwaltungsarbeit erforderlich und führt sie 
zur Beseitigung von sich sonst ergebenden Härten 
für die Arbeitnehmer, können auf gemeinsamen 
Antrag der zuständigen gesetzlichen Interessenver­
tretung der Arbeitgeber und des Österreichischen 
Gewerkschaftsbundes, Gewerkschaft der Bau- und 
Holzarbeiter, sämtliche Arbeitnehmer im Sinne des 
§ 1 Abs. 1, die in einem Mischbetriebbeschäftigt 
werden, durch Verordnung des Bundesministers für 
Arbeit und Soziales in den Geltungsbereich dieses 
Bundesgesetzes einbezogen werden. Die Einbezie­
hung ist auf gemeinsamen Antrag der genannten 
Interessenvertretungen oder von Amts wegen 
aufzuheben, wenn die Voraussetzungen für die 
Einbeziehung weggefallen sind." 

3. § 41 lautet: 

,,§ 41. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes 
sind betraut: 

1. hinsichtlich der §§ 12 und 28 Abs. 1 der 
Bundesminister für Justiz, 

2. im übrigen der Bundesminister für Arbeit und 
Soziales." 

4. Als § 42 wird angefügt: 

,,§ 42. Die § 2 Abs. 4, § 3 Abs. 5 und § 41 in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. .. ./ 1992 
treten mit ... in Kraft. Die sich daraus ergebende 
Änderung der Zuständigkeit zur Erlassung der 
Verordnungen gilt für die Erlassung von V erord­
nungen nach dem ... und die Aufhebung von vor 
dem ... erlassenen Verordnungen." 

Artikel 4 

Das Bundesgesetz über Stiftungen und 
(Bundes-Stiftungs- und Fondsgesetz), 
NI. 11/1975, wird wie folgt geändert: 

1. § 43 Z 2 lit. c lautet: 

Fonds 
BGBl. 

"c) für Stiftungen und Fonds für Zwecke des 
Gesundheitswesens und des Sports der 
Bllndesminister für Gesundheit, Sport und 
Konsumentenschutz ;" 

2. In § 43 Z 2 lit. d wird das Wort "und" durch 
einen Strichpunkt ersetzt; folgende lit. e wird 
angefügt: 

"e) für Stiftungen und Fonds für Zwecke des 
Umweltschutzes der Bundesminister für Um­
welt, Jugend und Familie und". 

3. § 43 Z 3 lautet: 

" ,,3. für alle übrigen Stiftungen und Fonds und 
hinsichtlich des § 40 für alle Stiftungen und Fonds 
der Bundesminister für Inneres." 

4. Der bisherige Wortlaut des § 44 erhält die 
Bezeichnung ,,(1)"; als Abs. 2 wird angefügt: 

,,(2) § 43 Z 2 lit. c bis e und § 43 Z 3 in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr ... ./1992 
treten mit ... in Kraft." 

ArtikelS 

Das Bundesgesetz über die Errichtung eines 
Fonds "Österreichisches Bundesinstitut für Gesund­
heitswesen", BGBl. NI. 63/1973, in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. NI. 315/1987, wird wie folgt 
geändert: 

1. 'In § 5 Abs. 1 erster Satz wird das Wort 
"vierzehn" durch "dreizehn" ersetzt. 

2. § 5 Abs. 1 Z 4 entfällt; die Z 5 bis 10 werden als 
Z ,,4" bis ,,9" bezeichnet. 

3. § 17 Abs. 1 lautet: 

,,§ 17. (1) Mit der Vollziehung dieses Bundesge­
setzes sind hinsichtlich 

1. des § 5 Abs. 1 Z 2 der Bundesminister für 
Arbeit und Soziales, 

2. des § 5 Abs. 1 Z 3 und des § 13 der 
Bundesminister für Finanzen, 

3. des § 5 Abs. 1 Z 4 der Bundesminister für 
Unterricht und Kunst, 

4. des § 5 Abs. 1 Z 5 der Bundesminister für 
Wissenschaft und Forschung und 

5. der übrigen Bestimmungen der Bundesmini­
ster für Gesundheit, Sport und Konsumenten­
schutz 

betraut." 

4. § 17 wird folgender Abs. 3 angefügt: 

,,(3) § 5 Abs. 1 erster Satz, der Entfall des § 5 
Abs. 1 Z 4 und die Änderung der Gliederungsbe­
zeichnungen in § 5 in der Fassung des Bundesgeset­
zes BGBl. NI. .. ./1992 treten mit ... in Kraft." 

Artikel 6 

Das Bundesgesetz zur Durchführung des Über­
einkommens vom 3. März 1973 über den internatio­
nalen Handel mit gefährdeten Arten freilebender 
Tiere und Pflanzen, BGBl. Nr. 18911982, zuletzt 
geändert durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 366/ 
1989, wird wie" folgt geändert: 

1. § 2 Abs. 2 lautet: 

,,(2) Der Bundesminister für Finanzen hat mit 
Verordnung kundzumachen, welche Waren nach 
der Gliederung des Zolltarifes, Zollta"rifgesetz 1988, 
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BGBI. Nr. 155/1987, zuletzt geändert dUr<:h das 
Bundesgesetz BGBI. Nr.69211991, in der jeweils 
geltenden Fassung, als Teile oder Erzeugnisse einer 
geschützten Art in F~age kommen." 

2. § 13 Abs. 3 lautet: 

,,(3) Mit der Vollziehung des § 2 Abs. 2 ist der 
Bundesminister für Finanzen betraut." 

3. Als § 14 wird angefügt: 

,,§ 14. § 2 Abs. 2 und § 13 Abs. 3 in der Fassung 
des Bundesgesetzes BGBI. Nr ... ./1992 treten mit 
. . . in Kraft." 

Artikel 7 

Das BDG 1979, BGBI. Nr. 333, zuletzt geändert 
durch das Bundesgesetz BGBI. Nr. 873/1992, wird 
wie folgt geändert: 

1. Im § 60 Abs. 2 entfallen die Worte "Im 
Einvernehmen mit dem Bundeskanzler". 

2. § 160 Abs. 2 lautet: 

,,(2) Wird eine solche Freistellung gewährt, so ist 
entsprechend dem 

1. § 74 (Sonderurlaub ) oder 
2. § 75 (Karenzurlaub) 

vorzugehen. Eine Freistellung, die im Fall der Z 1 
länger als sechs Monate und im Fall der Z 2 länger 
als drei Jahre dauert, bedarf der Zustimmung des 
Bundeskanzlers. Die Zeit der Freistellung nach Z 2 
ist für die V orrückung und den Ruhegenuß zu 
berücksichtigen." 

3. Im § 194 Abs. 4 erster Satz entfallen die Worte 
"dem Bundeskanzler und". 

4. Dem § 246 wird folgender Abs. 5 angefügt: 

,,(5) § 60 Abs. 2, § 160 Abs. 2 und § 194 Abs. 4 in 
der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. Nr ... ./ 

- 1993 treten mit 1. Juli 1993 in Kraft." 

ArtikelS 

Das Gehaltsgesetz 1956, BGBI. Nr.54, zuletzt 
geändert durch das Bundesgesetz BGBI. Nr. 873/ 
1992 und die Kundmachung BGBI. Nr.163/1993, 
wird wie folgt geändert: 

1. § 4 Abs. 9 lautet: 

,,(9) Für ein Kind, das das 18., aber noch nicht das 
27. Lebensjahr vollendet hat, kann vom zuständigen 
Bundesminister im Einvernehmen mit dem Bundes­
minister für Finanzen der Steigerungs betrag ge­
währt werden, wenn 

1. berücksichtigungswürdige Gründe vorliegen 
und 

2. weder das Kind noch sein Ehegatte über 
eigene Einkünfte verfügt, die die Hälfte des 

Anfangsgehaltes der Verwendungsgruppe C 
(zuzüglich allfälliger Teuerungszulagen) er­
reichen." 

2. § 12 Abs. 3 lautet: 

,,(3) Zeiten gemäß Abs. 1 lit. b, in denen der 
Beamte eine Tätigkeit ausgeübt oder ein Studium 
betrieben hat, können mit Zustimmung" des 
Bundeskanzlers im öffentlichen Interesse insoweit 
zur Gänze berücksichtigt werden, als die Tätigkeit 
oder das Studium für die erfolgreiche Verwendung 
des Beamten von besonderer Bedeutung ist. Solche 
Zeiten sind jedoch ohne Zustimmung des Bundes­
kanzlers zur Gänze zu berücksichtigen, 

1. soweit sie bereits im unmittelbar vorangegan­
genen Bundesdienstverhältnis nach dem er­
sten Satz, nach § 26 Abs. 3 des Vertragsbe­
dienstetengesetzes 1948 oder nach einer 
gleichartigen Bestimmung einer anderen 
Rechtsvorschrift zur Gänze berücksichtigt 
worden sind und 

2. der Beamte bei Beginn ·des öffentlich-rechtli­
chen Dienstverhältnisses nach wie vor die 
hiefür maßgebende Verwendung ausübt." 

3. Im § 15 Abs. 2 Satz 2 werden nach den Worten 
"Die Pauschalierung bedarf" die Worte "in den 
Fällen des Abs. 1 Z 1, 3 bis 6 und 10" eingefügt. 

4. Nach § 15 Abs.2 wird folgender Abs. 2 a 
eingefügt: 

,,(2 a) Bei der Aufnahme in das öffentlich-rechtli­
che Dienstverhältnis bedarf die Pauschalierung 
abweichend vom Abs. 2 weder der Zustimmung des 
Bundeskanzlers noch der Zustimmung des Bundes­
ministers für Finanzen, wenn 

1. der Beamte am Ende des unmittelbar vorange­
gangenen Dienstverhältnisses als Vertragsbe­
diensteter des Bundes "das betreffende Pau­
schale bereits gemäß § 22 Abs. 1 des Vertrags-

"bedienstetengesetzes 1948 in Verbindung mit 
§ 15 Abs. 2 bezogen hat und 

2. die Anspruchsvoraussetzungen für die Neben­
gebühr sowie Art und Ausmaß der Dienstlei­
stungen nach wie vor unverändert gegeben 
sind." 

5. Im § 19 zweiter Satz entfallen die Worte "des 
Bundeskanzlers und". 

. 6. §19 a Abs. 2 lautet: 

,,(2) Bei der Bemessung der Erschwerniszulage ist 
auf die Art und das Ausmaß der Erschwernis 
angemessen Rücksicht zu nehmen. Die Bemessung 
der Erschwerniszulage und ihre Pauschalierung 
bedürfen der Zustimmung des Bundeskanzlers." 

7. § 19 b Abs. 2 lautet: 

,,(2) Bei der Bemessung der Gefahrenzulage ist 
auf die Art ·und das Ausmaß der Gefahr angemessen 
Rücksicht zu nehmen. Die Bemessung der Gefah-
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renzulage und ihre Pauschalierung bedürfen der 
Zustimmung des Bundeskanzlers." 

8. § 20 a Abs. 2 lautet: 

,,(2) Die Fehlgeldentschädigung ist unter Zu­
grundelegung von Erfahrungswerten nach Billigkeit 
zu bemessen. Die Bemessung der Fehlgeldentschä­
digung und ihre Pauschalierung bedürfen der 
Zustimmung des Bundesministers für Finanzen." 

9. § 20 d Abs. 2 lautet: 

,,(2) Die Vergütung gilt als Erschwerniszulage. 
Sie ist nach Art und Umfang der tatsächlichen 
Anwendung der Sprache gemäß Abs. 1 in Prozent­
sätzen der im § 59 a Abs. 2 angeführten Dienstzu­
lage zu bemessen. Die Bemessung bedarf der 
Zustimmung des Bundeskanzlers." 

10. § 24 Abs. 2 lautet: 

,,(2) Abweichend vom Abs. 1 letzter Satz ist die 
Höhe der Vergütung für Dienstkleider vom 
zuständigen Bundesminister im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Finanzen festzusetzen. Die 
Vergütung für Dienstkleider kann ermäßigt oder 
auch erlassen werden, wenn es das Interesse des 
Bundes geboten erscheinen läßt. Eine unentgeltliche 
Überlassung von Dienstkleidern in das Eigentum 
des Beamten ist jedoch nur zulässig, wenn die 
Tragdauer abgelaufen ist." 

11. § 55 Abs. 2 zweiter Satz entfällt. 

12. § 65 Abs. 2 lautet: 

,,(2) Das Gehalt des Beamten beginnt, soweit im 
folgenden nicht anderes bestimmt wird, mit der 
Gehaltsstufe 1. Wird ein Landeslehrer zum Beamten 
des Schulaufsichtsdienstes ernannt, so gebührt ihm 
die Gehaltsstufe, die ihm zukäme, wenn er vor 
seiner Anstellung als Beamter des Schulaufsichts­
dienstes Bundeslehrer gewesen wäre." 

13. § 71 Abs. 2 lautet: 

,,(2) Wird ein Lehrer mit der Fachinspektion für 
einzelne Gegenstände betraut, so gebührt ihm für 
die Dauer dieser Verwendung zu seinem Monatsbe­
zug als Lehrer eine Dienstzulage. Die Höhe der 
Dienstzulage hat sich nach dem Aufgabenkreis des 
Fachinspektors zu richten und ist vom zuständigen 
Bundesminister im Einvernehmen mit dem Bundes­
minister für Finanzen durch Verordnung festzuset­
zen. Die Dienstzulage darf dabei den Unterschieds-' 
betrag zwischen , 

1. dem Gehalt des Fachinspektors (einschließlich 
der ruhegenußfähigen Zulagen) und 

2. dem Gehalt (einschließlich der ruhegenußfähi­
gen Zulagen), das dem Fachinspektor gebüh­
ren würde, wenn er zum Beamten des 
Schulaufsichtsdienstes ernannt worden wäre, 

nicht übersteigen. Bei Fachinspektoren der Verwen­
dungsgruppe L 3 tritt an die Stelle des Gehaltes des 
Beamten des Schulaufsichtsdienstes das Gehalt e~nes 

Lehrers der Verwendungsgruppe L 2a 2 in der 
gleichen Gehaltsstufe." 

14. Im § 71 a Abs. 1 werden die Worte "Bundes­
ministerium im Einvernehmen mit dem Bundes­
kanzleramt und dem Bundesministerium für Finan­
zen" durch die Worte "Bundesminister im Einver­
nehmen mit dem Bundesminister für Finanzen" 
ersetzt. 

15. § 73 b Abs. 1 letzter Satz lautet: 

"Die Zuerkennung bedarf der Zustimmung des 
Bundeskanzlers. " 

16 .. Dem § 90 wird folgender Abs. 3 angefügt: 

,,(3) § 4 Abs. 9, § 12 Abs. 3, § 15 Abs. 2 und 2 a, 
§19, §19a Abs.2, §19b Abs.2,§20a Abs.2, 
§ 20 d Abs. 2, § 24 Abs. 2, § 55 Abs. 2, § 65 Abs. 2, 
§ 71 Abs. 2, § 71a Abs. 1 und § 73 b Abs. 1 in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBL Nr ... ./1993 
treten mit 1. Juli 1993 in Kraft." 

Artikel 9 

Das Vertragsbedienstetengesetz 1948, BGBL 
NI. 86, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz 
BGBI. Nr. 873/1992 und die Kundmachung BGBL 
NI. 163/1993, wird wie folgt geändert: 

1. § 26 Abs. 3 lautet: 

,,(3) Zeiten gemäß Abs. 1 lit. b, in denen der 
Vertragsbedienstete eine Tätigkeit ausgeübt oder 
ein Studium betrieben hat, können mit Zustimmung 
des Bundeskanzlers im öffentlichen Interesse 
insoweit zur Gänze berücksichtigt werden, als die 
Tätigkeit oder das Studium für die erfolgreiche 
Verwendung des Vertragsbediensteten von beson­
derer Bedeutung ist. Solche Zeiten sind jedoch ohne 
Zustimmung des Bundeskanzlers zur Gänze zu 
berücksichtigen, 

1. soweit sie bereits im unmittelbar vorangegan­
genen Bundesdienstverhältnis nach dem er­
sten Satz oder nach einer gleichartigen Be­
stimmung einer anderen Rechtsvorschrift zur 
Gänze berücksichtigt worden sind und 

2. der Vertragsbedienstete bei Beginn des nun­
mehrigen Dienstverhältnisses nach wie vor die 
hiefür maßgebende Verwendung ausübt." 

2. § 36 lautet: 

"Sonderverträge 

§ 36. (1) In Ausnahmefällen können im Dienst­
vertrag Regelungen getroffen werden, die von 
diesem Bundesgesetz abweichen. Solche Dienstver­
träge sind als Sonderverträge zu bezeichnen und 
bedürfen der Genehmigung des Bundeskanzlers 
und des Bundesministers für Finanzen. 
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(2) Der Bundeskanzler kann im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister für Finanzen bei Bedarf 
verbindliche Richtlinien für die einheitliche Gestal­
tung bestimmter Arten von Sonderverträgen festle­
gen. Für den Abschluß solcher Sonderverträge kann 
vom Bundeskanzler im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Finanzen eine generelle Geneh­
migung erteilt werden. 

(3) Bei Bedarf kann in den Richtlinien nach Abs. 2 
auch bestimmt werden, daß der Abschluß solcher 
Sonderverträge nur mit Inhabern bestimmter, in den 
Richtlinien angeführter Arten von Arbeitsplätzen 
zulässig ist." 

3. Im § 51 Abs. 5 erster Satz entfallen die Worte 
"und des Bundesministers für Finanzen". 

4. Der bisherige § 76 erhält die Absatzbezeich­
nung ,,(1)" Als neuer Abs. 2 wird angefügt: 

,,(2) § 26 Abs. 3, § 36 samt Überschrift und § 51 
Abs. 5 inder Fassung des Bundesgesetzes BGBI. 
Nr. .. ./1993 treten mit 1. Juli 1993 in Kraft." 

Artikel 10 

Die Reisegebührenvorschrift 1955, BGBI. 
Nr. 133, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz 
BGBI. Nr. 277/1992, wird wie folgt geändert: 

1. Im § 21 Abs. 1 werden die Worte "das 
zuständige Bundesministerium im Einvernehmen 
mit dem Bundeskanzleramt und dem Bundesmini­
sterium für Finanzen" durch die Worte "der 
zuständige Bundesminister im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Finanzen" ersetzt. 

2. § 25 c Abs. 4 lautet: 

,,(4) Ist für ein Land keine Reisezulage 
festgesetzt, so hat der zuständige Bundesminister im 
Einvernehmen mit dem Bundeskanzler die Reisezu­
lage unter Bedachtnahme auf Abs. 1 im Einzelfall 
festz usetzen." 

3. Dem § 76 werden folgende §§ 77 und 78 
angefügt: 

"Inkrafttret'en von Änderungen dieses 
Bundesgesetzes 

§ 77. § 21 Abs. 1 und § 25 c Abs. 4 in der Fassung 
des Bundesgesetzes BGBI. Nr ... ./1993 treten mit 
1. Juli 1993 in Kraft. 

Vollziehung 

§ 78. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes 
ist die Bundesregierung, in Angelegenheiten jedoch, 
die nur den Wirkungsbereich eines Bundesministers, 
betreffen, dieser Bundesminister betraut." 

Artikel 11 

Das Bundeslehrer-Lehrverpflichtungsgesetz, 
BGBI. Nr. 244/1965, zuletzt geändert durch das 
Bundesgesetz BGBI. Nr. 873/1992, wird wie folgt 
geändert: 

1. § 6 lautet: 

,,§ 6. Soweit für einzelne Unterrichtsgegenstände 
lehrplanmäßig nicht die Erteilung wöchentlicher 
Unterrichtsstunden (Wochenstunden), sondern 

1. nur die Abhaltung von Exkursionen oder 
tageweisen Lehrveranstaltungen oder 

2. Fernunterricht 
vorgesehen ist, hat der zuständige Bundesminister 
im Einvernehmen mit dem . Bundesminister für 
Finanzen unter Bedachtnahme auf die Inanspruch­
nahme des Lehrers bei diesen Lehrveranstaltungen 
das Ausmaß der Anrechnung auf die Lehrverpflich­
tung allgemein durch Verordnung oder im Einzel­
fall zu bestimmen." 

2. § 7 Abs. 1 lautet: 

,,(1) Der zuständige Bundesminister hat im 
Einvernehmen mit dem Bundeskanzler für Unter­
richtsgegenstände, die 

1. vom § 2 nicht erfaßt sind oder 
2. neu eingeführt werden, 

das Ausmaß der Lehrverpflichtung durch Verord­
nung festzusetzen. Maßgebend hiefür ist die 
Belastung des Lehrers im Vergleich zur Belastung 
mit den im § 2 Abs. 1 genannten Unterrichtsgegen­
ständen." 

3. § 9 Abs. 3 lautet: 

,,(3) Inwieweit Nebenleistungen, die 
1. vom Lehrer außerhalb der mit dem Unterricht 

verbundenen Pflichten erbracht werden und 
2. durch die Abs. 1 und 2 nicht erfaßt sind, 

in die Lehrverpflichtung eingerechnet werden, hat 
der zuständige Bundesminister im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister für Finanzen entweder 
allgemein durch Verordnung oder im Einzelfall zu 
bestimmen. Maßgebend hiefür ist die aus der 
Nebenleistung erwachsende zusätzliche Belastung 
des Lehrers im Vergleich zu den in den Abs. 1 und 2 
angeführten Leistungen." 

4. §10 Abs. 10 lautet: 

,,(10) Inwieweit Nebenleistungen, die vom 
Erzieher außerhalb 

1. der gemäß Abs. 1 bis 7 und 9 genannten 
Leistungen und 

2. der durch die Erzieherzulage gemäß § 60 ades 
Gehaltsgesetzes 1956 abgegoltenen Leistun­
gen 

erbracht werden, in die Lehrverpflichtung einge­
rechnet werden, hat der zuständige Bundesminister 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Finanzen' entweder allgemein durch Verordnung 
oder im Einzelfall zu bestimmen. Maßgebend hiefür 
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ist die aus der Nebenleistung erwachsende zusätzli­
che Belastung des Erziehers im Vergleich zu den im 
§ 9 angeführten Leistungen." 

5. Dem § 14 wird folgender Abs. 6 angefügt: 

,,(6) § 6, § 7 Abs. 1, § 9 Abs. 3 und § 10 Abs. 10 in 
der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. Nr ... ./ 
1993 treten mit 1. Juli 1993 in Kraft." 

Artikel 12 

Die Bundesforste-Dienstordnung 1986, BGBI. 
Nr. 298, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz 
BGBI. Nr. 873/1992, wird wie folgt geändert: 

1. Im § 5 wird die Zitierung ,,§ 70 Abs. 2" durch 
die Zitierung ,,§ 70 Abs. 4" ersetzt. 

2. An die Stelle des § 70 Abs. 1 treten folgende 
Bestimmungen: 

,,(1) In Ausnahmefällen können im Dienstvertrag 
Regelungen getroffen werden, die von diesem 
Bundesgesetz abweichen. Solche Dienstverträge 
sind als Sonderverträge zu bezeichnen und bedürfen 
der Genehmigung des Bundeskanzlers und des 
Bundesministers für Finanzen. 

(2) Der Bundeskanzler kann im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister für Finanzen bei Bedarf 
verbindliche Richtlinien für die einheitliche Gestal­
tung bestimmter Arten von Sonderverträgen festle­
gen. Für den Abschluß solcher Sonderverträge kann 
vom Bundeskanzler im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Finanzen eine generelle Geneh­
migung erteilt werden. 

(3) Bei Bedarf kann in den Richtlinien nach Abs. 2 
auch bestimmt werden, daß der Abschluß solcher 
Sonderverträge nur mit Inhabern bestimmter, in den 
Richtlinien angeführter Arten von Arbeitsplätzen 
zulässig ist." 

3. § 70 Abs. 2 erhält die Bezeichnung ,,(4)". 

4. Der bisherige § 95 d erhält die Absatzbezeich­
nung ,,(1)". Als neuer Abs. 2 wird angefügt: 

,,(2) § 5 und § 70 Abs. 1 bis 4 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBI. Nr. .. ./1993 treten mit 
1. Juli 1993 in Kraft." 

Artikel 13 

Das Pensionsgesetz, BGBI. Nr. 340/1965, zuletzt 
geändert durch das Bundesgesetz

4

BGBI. Nr. 110/ 
1993, wird wie folgt geändert: 

1. Im § 53 Abs. 3 entfallen die Worte "mit 
Zustimmung des Bundesministeriums für Finan­
zen". 

2. Dem § 53 Abs. 5 wird folgender Abs.6 
angefügt: 

,,(6) Die Dienstbehörde hat die Ruhegenußvor­
dienstzeiten im unmittelbaren zeitlichen Zusam­
menhang mit der Ernennung des Beamten anzu­
rechnen. Bei Universitäts(Hochschul)assistenten hat 
die Dienstbehörde die Ruhegenußvordienstzeiten 
spätestens im unmittelbaren zeitlichen Zusammen­
hang mit der Definitivstellung anzurechnen." 

3. Im § 56 Abs. 5 entfallen die Worte "mit 
Zustimmung des Bundesministeriums für Finan­
zen". 

4. Dem § 58 wird folgender Abs. 3 angefügt: 

,,(3) § 53 Abs. 3 und 6 und § 56 Abs. 5 in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBI. Nr. .. ./1993 
treten mit 1. Juli 1993 in Kraft." 

Artikel 14 

Das Bundestheaterpensionsgesetz, BGBl. 
Nr. 159/1958, zuletzt geändert durch das Bundes­
gesetz BGBI. Nr. 466/1991, wird wie folgt geän­
dert: 

1. § 1 Abs. 4 lautet: 

,,( 4) Wenn es im Interesse der Bundestheater 
gelegen ist, können auf Antrag der Bundestheater 
und mit Zustimmung des Bundesministers für 
Finanzen auch Bundestheaterbedienstete dem An­
wendungsbereich dieses Bundesgesetzes unterstellt 
werden, die 

1. die österreichische Staatsbürgerschaft nicht 
besitzen oder 

2. im Abs. 3 lit. n angeführt sind." 

2. § 2 a Abs. 4 lautet: 

,,( 4) Aus künstlerischen oder betrieblichen 
Gründen kann der Fortbestand des Dienstverhält­
nisses über die Altersgrenze gemäß Abs. 3 hinaus 
auf jeweils ein Jahr, bei Schauspielern auf jeweils 
zwei Jahre, vertraglich vereinbart werden, wenn der 
Bedienstete zu diesem Zeitpunkt 

1. die für die Erlangung des Anspruches auf den 
vollen Ruhegenuß erforderliche Dienstzeit 
aufweist und 

2. bei den Bundestheatern eine tatsächliche 
Dienstzeit von mindestens zehn Jahren zu­
rückgelegt hat. 

Die Vereinbarung bedarf der Zustimmung des 
Bundesministers für Finanzen." 

3. Dem § 22 wird folgender Abs. 4 angefügt: 

,,( 4) § 1 Abs. 4 und § 2 a Abs. 4 in der Fassung des 
BundesgesetzesBGBI. Nr ... ./1993 treten mit 
1. Juli 1993 in Kraft." 

Artikel 15 

Das Religionsunterrichtsgesetz, BGBl. Nr. 190/ 
1949, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz 
BGBl. Nr. 329/1988, wird wie folgt geändert: 
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1. Im § 7 c Abs. 4 entfallen die Worte ,,)md dem 
Bundesminister für Finanzen". 

2. Dem § 9 wird folgender ~bs. 2 angefügt: 

,,(2) § 7 c Abs. 4 in der Fassung des Bundesgeset­
zesBGBI. Nr. .. ./1993 tritt mit 1. Juli 1993 in 
Kraft." 

Artikel 16 

Das Bundesgesetz über die Änderung von 
Vollzugszuständigkeiten des Bundesministers für 
öffentliche Wirtschaft und Verkehr, mit dem das 
Eisenbahngesetz, das Eisenbahnbeförderungsge­
setz, das Kraftfahrliniengesetz, das Kraftfahrgesetz, 
das Gefahrgutgesetz - Straße, das Gelegenheits­
verkehrsgesetz, das Luftfahrtgesetz, das Bundesge­
setz über den zwischenstaatlichen Luftverkehr, das 
Seeschiffahrtsgesetz und das Schiffahrtsgesetz ge­
ändert werden, BGBI. Nr. 45211992, wird wie folgt 
geändert: 

Artikel XII Abs. 1 lautet: 

,,(1) Zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses 
Bundesgesetzes anhängige Verwaltungsverfahren 
nach dem Gelegenheitsverkehrsgesetz und dem 
Güterbeförderungsgesetz, welche nach Ablauf des 
31. Dezember 1990 in erster Instanz anhängig 
gemacht wurden, sind nach den Vorschriften dieses 
Bundesgesetzes weiterzuführen." 

Artikel 17 

Das Berufsausbildungsgesetz, BGBI. Nr. 142/ 
1969, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz 
BGBI. Nr. 23/1993, wird wie folgt geändert: 

§ 36 lautet: 

,,(1) Dieses Bundesgesetz tritt hinsichtlich seiner 
Stammfassung, BGBI. Nr. 142/1969, und der 
Fassungen durch die Novellen durch die Bundesge­
setze BGBl. Nr.2211974, 399/1974, 475/1974, 
23211978, 381/1986 und 563/1986 zu den sich aus 
diesen Bundesgesetzen ergebenden Zeitpunkten' in 
Kraft. 

(2) Der § 2 Abs. 5 lit. f, § 2 Abs. 5 lit. g, § 2 a, § 2 
Abs. 7, § 2 Abs. 8, § 3 a Abs. 1 und 2, § 4 Abs. 4 lit. d 
und e, § 4 Abs. 6, § 4 Abs. 10, § 5 Abs. 2, § 5 Abs. 5, 
6,7 und 8, § 7 Abs. llit. c, d und e, § 7 Abs. 3, § 12 
Abs.3 Z 6 lit. b, § 12 Abs. 4, 5,6 und 7, § 13 Abs. 2 
lit. e, § 13 Abs. 2 lit. fund g, § 13 Abs. 5, § 15 Abs. 3 
lit. e, fund g, § 15 Abs. 4 lit. f, g und h, § 18 Abs. 2, 
§ 19 Abs. 3, § 19 Abs. 4, § 20 Abs. 3 lit. g,. hund i, 
§ 23 Abs. 1, § 23 Abs. 3 lit. a, § 23 Abs. 5 ht. b, § 23 
Abs.8, §27 Abs.2, §§27 a, 27b und 28, § 29a 
Abs.5, § 29 g Abs.l, § 29 h Abs.3, § 30 a, § 31 
Abs.2, § 31 Abs. 4 a, § 31 a Abs. 2 Z 1 lit. d, § 31 a 
Abs.2 Z 5, § 32 Abs. 1, § 32 Abs. 2, 3 und 4, § 33 
Abs. 1, § 33 Abs. 1 a, § 34 a, § 35 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBI. Nr. 23/1993 treten mit 1. Juli 
1993 in Kraft. 

(3) Die Aufhebung des § 13 Abs. 1 lit. b und des 
§ 24 Abs. 2 erster Satz tritt mit Ablauf des 30. Juni 
1993 in Kraft." 
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Entschließung 

Die Bundesregierung wird ersucht, wegen der 
Bedeutung einer möglichst einfachen und übersicht­
lichen ministeriellen Kompetenzverteilung für die 
Besorgung der Aufgaben der obersten Bundesver­
waltung 

L weitere Möglichkeiten eines Abbaues von 
Mehrfachkompetenzen, wie sie im Rahmen 
des Projektes "Verwaltungsmanagement" auf­
gezeigt wurden, zu prüfen, und 

2_ bei der Ausarbeitung von Regierungsvorlagen 
in Zukunft nach dem Grundsatz vorzugehen, 
daß für einzelne Vollziehungsmaßnahmen nur 
ein Bundesminister zuständig sein soll und 
Mirwirkungskompetenzen nur in unbedingt 
erforderlichen Ausnahmefällen vorgesehen 
werden, etwa weil eine materielle Regelung 
auf Normen verweist, deren Vollziehung in 
den Wirkungsbereich eines anderen Bundes­
ministers fällt. 
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